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Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses gem. § 91 SGB V vom 21. Dezember 2023 
hier: Änderung der Richtlinie zum Zweitmeinungsverfahren (Zm-RL): 
 Aufnahme von Eingriffen an Aortenaneurysmen in den Besonderen Teil der Richtlinie 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
der von Ihnen gemäß § 94 SGB V vorgelegte o.g. Beschluss vom 21. Dezember 2023 über eine Än-

derung der Richtlinie zum Zweitmeinungsverfahren (Zm-RL) wird nicht beanstandet. 

 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

Die Ausführungen in den Tragenden Gründen zur Planbarkeit des Eingriffs und dem Vorliegen 

einer Ausnahme in Form eines dringlichen Eingriffs sind nicht ohne Weiteres nachvollziehbar 

(vgl. S. 4 der Tragenden Gründe, 3. Planbarkeit). Es wird eine mögliche Diskrepanz zwischen der 

gesetzlichen Regelung in § 27b SGB V und den Ausführungen in den Tragenden Gründen gese-

hen insbesondere im Hinblick auf die Maßgeblichkeit einer Mindestfrist von 10 Tagen zwischen 

Indikationsstellung und Durchführung des Eingriffes. Deshalb wird angeregt, eine Anpassung 

dieser Ausführungen zur Definition eines dringlichen Eingriffs zu prüfen und hierbei auch die 

einschlägige S-3-Leitlinie zu Screening, Diagnostik, Therapie und Nachsorge des Bauchaorten-

aneurysmas einzubeziehen.  

 
Mit freundlichen Grüßen 
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